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Kinderrechte, Kindeswohl



UN Kinderrechtskonvention





„Kinder werden nicht erst zu Menschen – sie 
sind bereits welche“ 
Janusz Korczak, 1921



Art. 3 Wohl des Kindes

(1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist 
das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, 
seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge
zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten 
Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.

(1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder dessen Schutz verantwortlichen 
Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von den zuständigen Behörden festgelegten Normen 
entsprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der 
fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht.

Kinderrechtskonvention: Kindeswohl



UN Kinderrechtskonvention
Artikel 12 – Berücksichtigung des Kindeswillens 



Artikel 13 – Meinungs- und Informationsfreiheit



Partizipation

•Recht auf Teilhabe 

•Recht auf Kommunikation

•Recht auf eigene Meinung

•Recht auf Berücksichtigung einer eigenen Entscheidung

•Augenhöhe, Wertschätzung und Respekt

-> „Kinder sind kleine Menschen!“



Unicef 
Eine kindgerechte Partizipation in allen Entscheidungsprozessen – auch in Hinblick auf 

Therapien von Kinder und Jugendlichen – ist gemäß Alter und Reife des Kindes zu ermöglichen. 

Diese Partizipation sollte bestimmte Kriterien erfüllen: 

- sie sollte transparent sein, so dass dem Kind klar ist, in welchem Rahmen es mitbestimmen kann

- sie sollte mit kinderfreundlichen Methoden und in verständlicher Sprache erfolgen

- Sorgeberechtigte, Ärzte und Therapeuten sollten dem Kind gegenüber Rechenschaft zu den 

Entscheidungen ablegen, so dass das Kind weiß, wie mit seinen Wünschen und Meinungen 

umgegangen wurde

„Ein Partizipationsrecht ist unwirksam, wenn den Betroffenen nicht die Möglichkeit bspw. 
über partizipative Hilfestrukturen innerhalb der Einrichtungen gegeben wird. Partizipation 

muss erlernt und gelebt werden, auf dem Papier ist sie wertlos.“             



• Im Einzelfall vor Ort muss geprüft werden, in wie weit die 
Betroffenen – Kinder, Jugendliche und ihre Eltern – ihr 
Recht auf Beteiligung auch wahrnehmen können

Partizipationsrecht DGfSA



Dtsch Arztebl 2018; 115 (46): A 2110–3, Prof. Dr. K.-P. Zimmer 

https://www.aerzteblatt.de/archiv/202834/lit.asp?id=202834#nr46


Aufklärung - eine Bringschuld



Patientenaufklärung
- Wer bekommt die Information?
- Ist die Information realistisch?

VW Projekt Patientenaufklärung



Wurdest Du informiert über die Stationsregeln?

Rostock: keine Angaben = 1

Weissenau: keine Angaben = 2

ja sehr ausführlich eher ja ausführlich  teils teils eher nicht überhaupt nicht
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Weissenau (n = 149)

gesamt (n = 295)

Rostock (n = 146) 66,4 11,6 6,8 2,7 12,3

Weissenau (n = 149) 47 20,1 14,1 3,4 15,4

gesamt (n = 295) 56,6 15,9 10,5 3,1 13,9



Wurdest Du informiert über Deine Behandlung?

Rostock: keine Angaben = 2  weiß nicht = 1

Weissenau: keine Angaben = 3
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Rostock (n = 144) 

Weissenau (n = 148)

gesamt (n = 292)

Rostock (n = 144) 7,6 16,7 16,7 13,2 45,8

Weissenau (n = 148) 25 18,2 18,2 12,2 26,4

gesamt (n = 292) 16,4 17,5 17,5 12,7 36



• Wenige zugelassene Medikamente
• Schlechte Evidenz vieler AM
• Problem der mangelnden Krankheitseinsicht und der fehlenden Compliance

Generell Krankenbehandlung: Aufklärung im Dreieck: Arzt – Eltern – Kind
• Komplizierte Abhängigkeitsverhältnisse
• Erhöhte emotionale Belastung für Eltern
• Wachsende Berücksichtigung des Willens betroffener Kinder mit dem 

wachsenden Verständnis für Entscheidungen

Minderjährige in kognitiver und emotionaler Hinsicht inhomogene Klientel 
„informed-consent“ Paradigma nur eingeschränkt hilfreich 
(Rothärmel & Fegert, MedR 2000)

KJP: Besonderheit in AM-Therapie durch

Aufklärung: 
Besonderheiten bei Minderjährigen



Entwicklungsvoraussetzungen



Entwicklung der Entscheidungsfähigkeit

(Grootens-Wiegers et al., BMC Ped. 2017)



Behandlungsentscheidung 
und psychische Erkrankung 
von Kindern



Entscheidungskompetenz bei 
Minderjährigen mit psych. Störungen



→ Entscheidungskompetenz bei Minderjährigen mit schweren psychischen 
Störungen nicht unbedingt beeinträchtigt

→ IQ: wesentlicher Faktor

Entscheidungskompetenz bei Minderjährigen mit psych. Störungen



Patientenrechte



§§ 630 a ff. BGB

§§ 630 a ff. BGB = Patientenrechtegesetz

Aufklärungs- und Informationspflichten des Arztes 

-> Einwilligung des Patienten

P: Minderjähriger 

Grundsätzlich müssen Eltern bei gemeinsamen Sorgerecht beide 
einwilligen

Bei Einsichtsfähigkeit kann bzw. muss Einwilligung durch Minderjährigen 
erfolgen 

Sonst -> § 823 BGB Körperverletzung



(1) Der Behandelnde ist verpflichtet, den Patienten über sämtliche für die 

Einwilligung wesentlichen Umstände aufzuklären. Dazu gehören in der Regel 

insbesondere Art, Umfang, Durchführung, zu erwartende Folgen und Risiken der 

Maßnahme sowie ihre Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten 

im Hinblick auf die Diagnose oder die Therapie. Bei der Aufklärung ist auch auf 

Alternativen zur Maßnahme hinzuweisen, wenn mehrere medizinisch gleichermaßen 

indizierte und übliche Methoden zu wesentlich unterschiedlichen Belastungen, 

Risiken oder Heilungschancen führen können.

§ 630e BGB: Aufklärungspflichten

Aufklärung nach dem Patientenrechtegesetz



(2) Die Aufklärung muss
1. mündlich durch den Behandelnden oder durch eine Person erfolgen, 

die über die zur Durchführung der Maßnahme notwendige Befähigung 
verfügt; ergänzend kann auch auf Unterlagen Bezug genommen 
werden, die der Patient in Textform erhält,

2. so rechtzeitig erfolgen, dass der Patient seine Entscheidung über die 
Einwilligung wohlüberlegt treffen kann, 

3. für den Patienten verständlich sein. Dem Patienten sind Abschriften 
von Unterlagen, die er im Zusammenhang mit der Aufklärung oder 
Einwilligung unterzeichnet hat, auszuhändigen.



• Weitere formelle Voraussetzung für eine wirksame Aufklärung ist die Durchführung 
eines mündlichen Gesprächs

• Schriftliche Informationen dürfen nur ergänzend ausgehändigt werden. Werden im 
Rahmen des Aufklärungsgesprächs bzw. der Einwilligung vom Patienten Unterlagen 
unterzeichnet, so sind ihm nach § 630e Abs. 2 S. 2 BGB davon Abschriften 
auszuhändigen. 

• Da der Gesetzeswortlaut kein Verlangen oder Auskunftsbegehren des Patienten 
voraussetzt, ist er dahingehend auszulegen, dass dem Patienten ungefragt 
Abschriften von sämtlichen unterschriebenen Formularen zu übergeben sind.

§ 630e BGB: Aufklärungspflichten

Aufklärung nach dem 
Patientenrechtegesetz, Deutschland



Rechte des Kindes

Wenn Kind und ein Elternteil etwas wollen, aber der andere
Elternteil verweigert: Antrag beim Familiengericht auf Übertragung
des Teilbereichs der elterlichen Sorge nach § 1671 BGB oder
Antrag auf Zuweisung der Einzelfallentscheidung nach § 1628 BGB

Das Verfahren hat jedoch nicht zum Inhalt, zu ermitteln, ob z.B. die
Medikation medizinisch angezeigt oder sinnvoll ist. Die
Fragestellung des Gerichts lautet vielmehr, herauszufinden,
welcher der beteiligten Elternteile besser in der Lage ist, eine am
Kindeswohl orientierte Entscheidung zu treffen.



Wenn das Kind eine Behandlung möchte, die Eltern diese 
ablehnen:

Ein Minderjähriger ist grundsätzlich nur eingeschränkt
geschäftsfähig und kann keine Verträge, die zu seinem
rechtlichen Nachteil sind, abschließen – dies bedeutet, sobald
eine Zahlung als Gegenleistung anfällt, ist eine Einwilligung
der sorgeberechtigten Personen erforderlich § 107 BGB.



Wenn die Behandlung zum Wohl des Kindes erforderlich ist, kann der  Minderjährige 
beim Familiengericht einen Antrag stellen, Antragsberechtigt vor dem Familiengericht 
ist hierbei nur der Jugendliche, nicht der Arzt.

§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen 
gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr 
abzuwenden, so hat das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlich sind.

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbesondere …

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge

Anders sieht es aus, wenn ein Jugendlicher eine Behandlung, die die Eltern wollen, 
ablehnt. Da greift dann das Selbstbestimmungsrecht des Jugendlichen und das steht je 
nach Einsichtsfähigkeit über der Entscheidung der Eltern.



Fazit und Empfehlungen



Fazit: Einwilligungsfähigkeit 
bei Jugendlichen stärker 
ernstnehmen



•Einwilligungsfähigkeit bei Jugendlichen ernst nehmen heißt 
diese informieren, diese, wenn sie die Tragweite der 
Entscheidung absehen können, auch unterschreiben lassen

•Diese bei allen sie betreffenden Informationen adressieren

• Informationen in adäquater Weise vermitteln

•Gelegenheit zur Partizipation geben

Empfehlungen



• Bestandsaufnahme bestehender Informationsmöglichkeiten in Bezug auf herkömmliche und neue 
Medien

• Formulierung von Qualitätskriterien und wie in den Mängelbereichen durch innovative Ansätze 
Abhilfe zu schaffen ist. 

• Neben den herkömmlichen Medien in Print-, Audio- und Videoformat sind insbesondere auch neue 
Medien (Instagramm, YouTube, etc.) für eine adäquate, kind- und jugendgerechte Information und 
Information in einfacher Sprache zu nutzen. 

• Informationsmaterialien sollten für alle Altersgruppen (vom Vorschul- bis ins Jugendalter) sowie 
auch störungsspezifisch konzipiert werden und zur Verfügung stehen. 

• Zentral ist es, die minderjährigen Patienten zu befähigen, selbst Rückmeldungen zu ihrer Behandlung 
zu geben und damit an einer bestmöglichen Behandlung mitwirken zu können. 

• Wichtig sind niedrigschwellige Angebote zur Information über die Rechte von Minderjährigen und 
Angebote zur Information für die Behandler. Das inkludiert auch die informationelle 
Selbstbestimmung des Minderjährigen 

• Vorschlag Modellprojekt zur exemplarischen Umsetzung dieser Forderungen



Bundesmodellprojekt Partizipative, integrierte Behandlungs- und Rehabilitationsplanung im Verbund:

• Erprobung partizipativ ausgerichtete Langzeit-Behandlungsplanung (Ziele, Absprachen,
multiprofessionell) mit der frühzeitigen Integration von Rehabilitations- und Teilhabeleistungen

• Nutzung und Weiterentwicklung bisher vorliegender Planungs- und Bedarfsermittlungsinstrumente
in Richtung einer personen- bzw. patientenzentrierten Anwendung

• Entwicklung von Verbundstrukturen mit dem Ziel

− der Vereinbarung gemeinsamer Koordinations- und Kooperationsroutinen zwischen ambulant und
stationär Behandelnden und Leistungserbringenden in der Jugendhilfe, Teilhabe an Bildung und
Arbeit.

− der Sicherstellung direkter jeweiliger Anschlussbehandlung in den Sektoren und der nahtlosen
Erbringung von Teilhabeleistungen

• Implementation eines regionalen Beschwerdemanagements (einrichtungsbezogen und
einrichtungsunabhängig, Umsetzung Leitlinien Kinderschutz).

• Sicherstellung der Nachhaltigkeit durch wissenschaftliche Begleitung, bundesweite Berichterstattung
und Präsentation der Ergebnisse.



Entwurf Handlungsempfehlung 6 Arzneimitteltherapie –
Sicherheit Off-Label-Use stärken

• Hoher Anteil off-label use (in der Mehrzahl von off-patent Arzneimitteln)

• EU-Direktive: keine Auswirkungen auf Zulassungssituation Psychopharmaka bei Minderjährigen

• Frage nicht Evidenz Wirksamkeit, sondern Pharmacosafety bei Minderjährigen!

• Ziel der HE 6: Off-Label-Use wird präzisiert und mit mehr Rechtssicherheit gestaltet. Es bedarf vereinfachter Verfahren 
zur Anerkennung, um bestimmte Arzneimittel, bei denen hinreichende Daten zur Wirksamkeit vorliegen, abgesicherter 
anwenden zu können.

• Handlungsschritte: 

• Expertengespräch mit dem BfArM, Vertretern der KAKJ, Fachgesellschaften sowie BMG: 

• Analyse Problemlage und bisherige gescheiterte Lösungsversuche 

• Definition der betroffenen Arzneimittel in der Kinder- und Jugendpsychiatrie

• Im AMG wird entsprechend für Off-Patent Arzneimittel bei Kindern und Jugendlichen eine Änderung vorgesehen: 

• Regelungen für die Vorlage von Sicherheitsdaten bei Off-Patent Arzneimitteln (für Wissenschaft möglich nach  EU 
536/2014). 

• Vorhandene Daten aus bestehenden oder neue Studien. 

• Aufgrund dieser Vorlage könnte im G-BA ein entsprechendes Verfahren zum erstattungsfähigen Off-Label-Use durchgeführt 
werden, oder aber ein bei der zuständigen Bundesoberbehörde zu führendes Register gebildet werden (Registrierung).


